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Bericht zum Jahresabschluss 

Prüfungsurteil 

Wir haben den Jahresabschluss der 

BKS Bank AG,  

Klagenfurt am Wörthersee, 

bestehend aus der Bilanz zum . Dezember , 

der Gewinn- und Verlustrechnung für das an diesem 

Stichtag endende Geschäftsjahr und dem Anhang, 

geprüft. 

Nach unserer Beurteilung entspricht der Jahresab-

schluss den gesetzlichen Vorschriften und vermittelt 

ein möglichst getreues Bild der Vermögens- und Fi-

nanzlage zum . Dezember  sowie der Ertrags-

lage der Gesellschaft für das an diesem Stichtag en-

dende Geschäftsjahr in Übereinstimmung mit den 

österreichischen unternehmens- und bankrechtlichen 

Vorschriften.

Grundlage für das Prüfungsurteil 

Wir haben unsere Abschlussprüfung in Übereinstim-

mung mit der EU-Verordnung Nr / (im Folgen-

den AP-VO) und mit den österreichischen Grundsät-

zen ordnungsgemäßer Abschlussprüfung durch-

geführt. Diese Grundsätze erfordern die Anwendung 

der International Standards on Auditing (ISA). Unsere 

Verantwortlichkeiten nach diesen Vorschriften und 

Standards sind im Abschnitt "Verantwortlichkeiten des 

Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlus-

ses" unseres Bestätigungsvermerks weitergehend be-

schrieben. Wir sind von der Gesellschaft unabhängig 

in Übereinstimmung mit den österreichischen unter-

nehmens-, bank- und berufsrechtlichen Vorschriften 

und wir haben unsere sonstigen beruflichen Pflichten 

in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. 

Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten 

Prüfungsnachweise bis zum Datum dieses Bestäti-

gungsvermerkes ausreichend und geeignet sind, um 

als Grundlage für unser Prüfungsurteil zu diesem Da-

tum zu dienen. 

Besonders wichtige Prüfungssachverhalte 

Besonders wichtige Prüfungssachverhalte sind solche 

Sachverhalte, die nach unserem pflichtgemäßen Er-

messen am bedeutsamsten für unsere Prüfung des 

Jahresabschlusses des Geschäftsjahres waren. Diese 

Sachverhalte wurden im Zusammenhang mit unserer 

Prüfung des Jahresabschlusses als Ganzes und bei 

der Bildung unseres Prüfungsurteils hierzu berück-

sichtigt und wir geben kein gesondertes Prüfungsurteil 

zu diesen Sachverhalten ab. 

Für den vorliegenden Abschluss wurden folgende be-

sonders wichtige Prüfungssachverhalte identifiziert: 

� Werthaltigkeit der Forderungen an Kunden 

� Rechtsstreitigkeiten der -Banken-Gruppe mit der 

UniCredit Bank Austria AG und der CABO Beteili-

gungsgesellschaft m.b.H. 

Werthaltigkeit der Forderungen an Kunden 

Das Risiko für den Abschluss 

Die Forderungen an Kunden werden in der Bilanz 

nach Abzug von Wertberichtigungen mit einem Betrag 

in Höhe von EUR ..9., ausgewiesen. 

Der Vorstand beschreibt die Vorgehensweise für die 

Bildung von Risikovorsorgen im Anhang zum Jahres-

abschluss im Abschnitt "Bilanzierungs- und Bewer-

tungsmethoden" im Punkt II Risikovorsorge. 

Die Bank überprüft im Rahmen der Kreditüberwa-

chung, ob ein Ausfall vorliegt und somit eine Risiko-

vorsorge (Stufe ) für den erwarteten Verlust (ECL � 

Expected Credit Loss) zu bilden ist. Für nicht ausfalls-

gefährdete Forderungen (Stufe  und Stufe ) werden 

Risikovorsorgen für den erwarteten Verlust (ECL �  

Expected Credit Loss) modellbasiert berechnet. 

Die Ermittlung der Einzelwertberichtigung für ausgefal-

lene signifikante Forderungen (Stufe ) erfolgt indivi-

duell auf Basis einer Schätzung von Höhe und Zeit-

punkt erwarteter Cashflows. Die Cashflows sind 

wesentlich durch die wirtschaftliche Lage und Ent-

wicklung des Kreditnehmers, sowie durch den Wert 

von Kreditsicherheiten beeinflusst. 

Die Vorsorgen für Forderungen der Stufen  und 

bzw. für nicht signifikante Forderungen der Stufe 

(Ausfall) basieren auf Modellen mit statistischen Pa-

rametern, wie beispielsweise von  Year- bzw Lifetime-

Ausfallswahrscheinlichkeiten sowie Verlustquoten, 
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und sind durch den Wert vorhandener Kreditsicher-

heiten beeinflusst. Die erwarteten Auswirkungen aus 

der COVID 9-Krise werden durch Adaptierungen von 

Parametern und Stufenumgliederungen berücksichtigt. 

Das Risiko für den Abschluss ergibt sich daraus, dass 

der Ermittlung der Wertberichtigungen in bedeuten-

dem Ausmaß Schätzungen und Annahmen zugrunde 

liegen. 

Unsere Vorgehensweise in der Prüfung 

Bei der Prüfung der Werthaltigkeit von Forderungen 

an Kunden haben wir folgende wesentliche Prüfungs-

handlungen durchgeführt: 

� Wir haben den Überwachungsprozess der Bank 

analysiert, die diesbezüglichen internen Richtlinien 

eingesehen und beurteilt, ob der Prozess geeignet 

ist, die Werthaltigkeit der Kreditforderungen ange-

messen abzubilden. Weiters haben wir wesentliche 

Schlüsselkontrollen auf ihr Design, ihre Implementie-

rung und in Stichproben ihre Effektivität überprüft. 

� Auf Basis einer Stichprobe signifikanter Einzelkredite 

aus dem Kredit- und Ausleihungsportfolio haben wir 

überprüft, ob Ausfälle zeitgerecht erkannt wurden. 

Die Auswahl der Stichprobe erfolgte hierbei großteils 

risikobasiert unter besonderer Gewichtung der Ra-

tingstufen mit höherem Ausfallsrisiko. 

� Bei festgestellten Ausfällen wurde bei signifikanten 

Forderungen beurteilt, ob die getroffenen Einschät-

zungen hinsichtlich der Höhe und des Zeitpunktes 

der zukünftigen Zahlungsströme der Kunden und 

aus der Verwertung der Sicherheiten nachvollziehbar 

sind. 

� Bei der Beurteilung der Vorsorgen für nicht ausgefal-

lene Kredite und ausgefallene nicht signifikante Kre-

dite haben wir Finanzmathematiker eingebunden 

und auf Basis von bankinternen Validierungen der 

verwendeten Parameter � insbesondere zu  Year- 

und Lifetime-Ausfallswahrscheinlichkeiten sowie 

Verlustquoten auch hinsichtlich der Erwartungen 

durch die COVID 9-Krise � beurteilt, ob die Annah-

men angemessen sind. Zusätzlich wurden die Aus-

wahl und Bemessung von zukunftsgerichteten 

Schätzungen und Szenarien analysiert und deren 

Berücksichtigung in Stufenzuordnung und Parame-

terschätzung überprüft. 

Rechtsstreitigkeiten der 3 Banken mit der  

UniCredit Bank Austria AG und der CABO 

Beteiligungsgesellschaft m.b.H. 

Das Risiko für den Abschluss 

Die Aktionäre UniCredit Bank Austria AG und CABO 

Beteiligungsgesellschaft m.b.H. haben gegen einzelne 

Hauptversammlungsbeschlüsse der BKS Bank und 

die weiteren Banken der  Banken Gruppe Anfech-

tungsklagen eingebracht. Die Vorhalte betreffen vor 

allem die Behandlung der wechselseitigen Beteiligun-

gen. In sämtlichen Anfechtungsverfahren behaupten 

die Kläger außerdem, dass übernahmerechtliche Vor-

schriften verletzt worden seien und eine Verletzung 

der Angebotspflicht vorliegt. Sollte eine Angebots-

pflichtverletzung festgestellt werden, wären die Syndi-

kate der  Banken voraussichtlich entweder zur Le-

gung eines Pflichtangebots verpflichtet oder mit 

Schadensersatzansprüchen anderer Aktionäre kon-

frontiert. 

Der Vorstand beschreibt den Sachverhalt im Anhang 

zum Jahresabschluss im Abschnitt III. Ermessensent-

scheidungen und Schätzungen und im Lagebericht. 

Die Bank hat Gutachten von externen Rechtsexperten 

eingeholt. Der Vorstand hat auf Basis der vorliegen-

den Gutachten und Verfahrensstände eine Beurtei-

lung der Rechtsrisiken und der Auswirkungen auf den 

Abschluss vorgenommen. 

Das Risiko für den Abschluss ergibt sich aus der Ein-

schätzung der oben angeführten Faktoren, insbeson-

dere der Erfolgsaussichten aus den laufenden Verfah-

ren. Daraus ergeben sich Schätzunsicherheiten 

hinsichtlich potentiell erforderlicher Vorsorgen aus 

den Rechtsstreitigkeiten mit der UniCredit Bank Aus-

tria AG und der CABO Beteiligungsgesellschaft m.b.H.. 

Unsere Vorgehensweise in der Prüfung 

Bei der Prüfung der Rechtsstreitigkeiten der -Ban-

ken-Gruppe mit der UniCredit Bank Austria AG und 

der CABO Beteiligungsgesellschaft m.b.H. haben wir 

folgende wesentliche Prüfungshandlungen durchge-

führt: 

� Wir haben im Rahmen unserer Prüfung relevante 

Dokumente eingesehen, die Einschätzungen zur  

Bildung von Vorsorgen nachvollzogen und die  

bilanzielle Darstellung geprüft. 

� Wir haben die Beurteilung des Vorstands, insbeson-

dere die darin enthaltenen Annahmen sowie die 

rechtlichen und bilanziellen Schlussfolgerungen 

nachvollzogen. Dazu haben wir von den Klags- 
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parteien eingebrachte Gutachten sowie Stellungnah-

men der von der Bank betrauten Rechtsanwalts-

kanzlei eingeholt und analysiert, ob die Einschätzun-

gen des Vorstands mit den aktuellen vorliegenden 

Informationen konsistent sind. 

� Abschließend wurde beurteilt, ob die diesbezügli-

chen Angaben im Anhang zum Jahresabschluss an-

gemessen sind. 

Sonstige Informationen 

Die gesetzlichen Vertreter sind für die sonstigen Infor-

mationen verantwortlich. Die sonstigen Informationen 

umfassen alle Informationen im Geschäftsbericht, 

ausgenommen den Jahresabschluss, den Lagebericht 

und den Bestätigungsvermerk. 

Unser Prüfungsurteil zum Jahresabschluss erstreckt 

sich nicht auf diese sonstigen Informationen, und wir 

geben keine Art der Zusicherung darauf. 

Im Zusammenhang mit unserer Prüfung des Jahres-

abschlusses haben wir die Verantwortlichkeit, diese 

sonstigen Informationen zu lesen und dabei zu würdi-

gen, ob die sonstigen Informationen wesentliche Un-

stimmigkeiten zum Jahresabschluss oder zu unseren 

bei der Abschlussprüfung erlangten Kenntnissen auf-

weisen oder anderweitig falsch dargestellt erscheinen. 

Falls wir auf der Grundlage der von uns zu den vor 

dem Datum des Bestätigungsvermerks des Ab-

schlussprüfers erlangten sonstigen Informationen 

durchgeführten Arbeiten den Schluss ziehen, dass 

eine wesentliche falsche Darstellung dieser sonstigen 

Informationen vorliegt, sind wir verpflichtet, über diese 

Tatsache zu berichten. Wir haben in diesem Zusam-

menhang nichts zu berichten. 

Verantwortlichkeiten der gesetzlichen Vertreter und 

des Prüfungsausschusses für den Jahresabschluss 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die 

Aufstellung des Jahresabschlusses und dafür, dass 

dieser in Übereinstimmung mit den österreichischen 

unternehmens- und bankrechtlichen Vorschriften ein 

möglichst getreues Bild der Vermögens-, Finanz- und 

Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die 

gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen 

Kontrollen, die sie als notwendig erachten, um die 

Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, 

der frei von wesentlichen falschen Darstellungen auf-

grund von dolosen Handlungen oder Irrtümern ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die 

gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähig-

keit der Gesellschaft zur Fortführung der Unterneh-

menstätigkeit zu beurteilen, Sachverhalte im Zusam-

menhang mit der Fortführung der Unternehmenstätig-

keit � sofern einschlägig � anzugeben, sowie dafür, 

den Rechnungslegungsgrundsatz der Fortführung der 

Unternehmenstätigkeit anzuwenden, es sei denn, die 

gesetzlichen Vertreter beabsichtigen, entweder die Ge-

sellschaft zu liquidieren oder die Unternehmenstätig-

keit einzustellen oder haben keine realistische Alter-

native dazu. 

Der Prüfungsausschuss ist verantwortlich für die 

Überwachung des Rechnungslegungsprozesses der 

Gesellschaft. 

Verantwortlichkeiten des Abschlussprüfers für die 

Prüfung des Jahresabschlusses 

Unsere Ziele sind hinreichende Sicherheit darüber zu 

erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von 

wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von 

dolosen Handlungen oder Irrtümern ist und einen Be-

stätigungsvermerk zu erteilen, der unser Prüfungsurteil 

beinhaltet. Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß 

an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 

Übereinstimmung mit der AP-VO und mit den öster-

reichischen Grundsätzen ordnungsgemäßer Ab-

schlussprüfung, die die Anwendung der ISA erfordern, 

durchgeführte Abschlussprüfung eine wesentliche fal-

sche Darstellung, falls eine solche vorliegt, stets auf-

deckt. Falsche Darstellungen können aus dolosen 

Handlungen oder Irrtümern resultieren und werden 

als wesentlich angesehen, wenn von ihnen einzeln  

oder insgesamt vernünftigerweise erwartet werden 

könnte, dass sie die auf der Grundlage dieses Jahres-

abschlusses getroffenen wirtschaftlichen Entschei-

dungen von Nutzern beeinflussen. 

Als Teil einer Abschlussprüfung in Übereinstimmung 

mit der AP-VO und mit den österreichischen Grunds-

ätzen ordnungsgemäßer Abschlussprüfung, die die 

Anwendung der ISA erfordern, üben wir während der 

gesamten Abschlussprüfung pflichtgemäßes Ermes-

sen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung.  

Darüber hinaus gilt: 

� Wir identifizieren und beurteilen die Risiken wesentli-

cher falscher Darstellungen aufgrund von dolosen 

Handlungen oder Irrtümern im Abschluss, planen 

Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken, 

führen sie durch und erlangen Prüfungsnachweise, 

die ausreichend und geeignet sind, um als Grund-

lage für unser Prüfungsurteil zu dienen. Das Risiko, 

dass aus dolosen Handlungen resultierende we-

sentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt 
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werden, ist höher als ein aus Irrtümern resultieren-

des, da dolose Handlungen kollusives Zusammen-

wirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkei-

ten, irreführende Darstellungen oder das Außerkraft-

setzen interner Kontrollen beinhalten können. 

� Wir gewinnen ein Verständnis von dem für die Ab-

schlussprüfung relevanten internen Kontrollsystem, 

um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den 

gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch 

nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksam-

keit des internen Kontrollsystems der Gesellschaft 

abzugeben. 

� Wir beurteilen die Angemessenheit der von den ge-

setzlichen Vertretern angewandten Rechnungsle-

gungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von 

den gesetzlichen Vertretern dargestellten geschätz-

ten Werte in der Rechnungslegung und damit zu-

sammenhängende Angaben. 

� Wir ziehen Schlussfolgerungen über die Angemes-

senheit der Anwendung des Rechnungslegungs-

grundsatzes der Fortführung der Unternehmenstä-

tigkeit durch die gesetzlichen Vertreter sowie, auf der 

Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob 

eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang 

mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die er-

hebliche Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft 

zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwer-

fen können. Falls wir die Schlussfolgerung ziehen, 

dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir 

verpflichtet, in unserem Bestätigungsvermerk auf die 

dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss auf-

merksam zu machen oder, falls diese Angaben un-

angemessen sind, unser Prüfungsurteil zu modifizie-

ren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der 

Grundlage der bis zum Datum unseres Bestäti-

gungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zu-

künftige Ereignisse oder Gegebenheiten können je-

doch die Abkehr der Gesellschaft von der Fort-

führung der Unternehmenstätigkeit zur Folge haben. 

� Wir beurteilen die Gesamtdarstellung, den Aufbau 

und den Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich 

der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zu-

grunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse 

in einer Weise wiedergibt, dass ein möglichst ge-

treues Bild erreicht wird. 

� Wir tauschen uns mit dem Prüfungsausschuss unter 

anderem über den geplanten Umfang und die ge-

plante zeitliche Einteilung der Abschlussprüfung so-

wie über bedeutsame Prüfungsfeststellungen, ein-

schließlich etwaiger bedeutsamer Mängel im 

internen Kontrollsystem, die wir während unserer 

Abschlussprüfung erkennen, aus. 

� Wir geben dem Prüfungsausschuss auch eine Erklä-

rung ab, dass wir die relevanten beruflichen Verhal-

tensanforderungen zur Unabhängigkeit eingehalten 

haben und uns mit ihm über alle Beziehungen und 

sonstigen Sachverhalte austauschen, von denen 

vernünftigerweise angenommen werden kann, dass 

sie sich auf unsere Unabhängigkeit und � sofern 

einschlägig � damit zusammenhängende Schutz-

maßnahmen auswirken. 

� Wir bestimmen von den Sachverhalten, über die wir 

uns mit dem Prüfungsausschuss ausgetauscht ha-

ben, diejenigen Sachverhalte, die am bedeutsamsten 

für die Prüfung des Jahresabschlusses des Ge-

schäftsjahres waren und daher die besonders wich-

tigen Prüfungssachverhalte sind. Wir beschreiben 

diese Sachverhalte in unserem Bestätigungsvermerk, 

es sei denn, Gesetze oder andere Rechtsvorschriften 

schließen die öffentliche Angabe des Sachverhalts 

aus oder wir bestimmen in äußerst seltenen Fällen, 

dass ein Sachverhalt nicht in unserem Bestätigungs-

vermerk mitgeteilt werden sollte, weil vernünftiger-

weise erwartet wird, dass die negativen Folgen einer 

solchen Mitteilung deren Vorteile für das öffentliche 

Interesse übersteigen würden. 

Sonstige gesetzliche und andere rechtliche 

Anforderungen 

Bericht zum Lagebericht 

Der Lagebericht ist aufgrund der österreichischen un-

ternehmensrechtlichen Vorschriften darauf zu prüfen, 

ob er mit dem Jahresabschluss in Einklang steht und 

ob er nach den geltenden rechtlichen Anforderungen 

aufgestellt wurde.  

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die 

Aufstellung des Lageberichts in Übereinstimmung 

mit den österreichischen unternehmensrechtlichen 

Vorschriften. 

Wir haben unsere Prüfung in Übereinstimmung mit 

den Berufsgrundsätzen zur Prüfung des Lageberichts 

durchgeführt. 

Urteil 

Nach unserer Beurteilung ist der Lagebericht nach 

den geltenden rechtlichen Anforderungen aufgestellt 

worden, enthält die nach § a UGB zutreffenden 

Angaben, und steht in Einklang mit dem Jahresab-

schluss. 
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Erklärung 

Angesichts der bei der Prüfung des Jahresabschlus-

ses gewonnenen Erkenntnisse und des gewonnenen 

Verständnisses über die Gesellschaft und ihr Umfeld 

haben wir keine wesentlichen fehlerhaften Angaben 

im Lagebericht festgestellt. 

Zusätzliche Angaben nach Artikel 10 AP-VO 

Wir wurden von der Hauptversammlung am . Mai 

9 als Abschlussprüfer gewählt und am 9. Juni 

9 vom Aufsichtsrat mit der Abschlussprüfung der 

Gesellschaft für das am . Dezember  endende 

Geschäftsjahr beauftragt. 

Am 9. Mai  wurden wir für das am . Dezem-

ber  endende Geschäftsjahr gewählt und am 

. Juni  vom Aufsichtsrat mit der Abschluss-

prüfung beauftragt. 

Wir sind ohne Unterbrechung seit dem Jahresab-

schluss zum . Dezember 99 Abschlussprüfer der 

Gesellschaft. 

Wir erklären, dass das Prüfungsurteil im Abschnitt 

"Bericht zum Jahresabschluss" mit dem zusätzlichen 

Bericht an den Prüfungsausschuss nach Artikel  der 

AP-VO in Einklang steht.  

Wir erklären, dass wir keine verbotenen Nichtprü-

fungsleistungen (Artikel  Abs  der AP-VO) erbracht 

haben und dass wir bei der Durchführung der Ab-

schlussprüfung unsere Unabhängigkeit von der  

geprüften Gesellschaft gewahrt haben. 

Auftragsverantwortlicher Wirtschaftsprüfer 

Der für die Abschlussprüfung auftragsverantwortliche 

Wirtschaftsprüfer ist Herr Mag. Wilhelm Kovsca. 

Klagenfurt am Wörthersee, . März 

KPMG Austria GmbH 

Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungs-

gesellschaft 

Mag. Wilhelm Kovsca 

Wirtschaftsprüfer 

 

Die Veröffentlichung oder Weitergabe des Jahresabschlusses mit unserem Bestätigungsvermerk darf nur in der von uns bestätigten Fassung erfolgen. 
Dieser Bestätigungsvermerk bezieht sich ausschließlich auf den deutschsprachigen und vollständigen Jahresabschluss samt Lagebericht. Für abweichende 
Fassungen sind die Vorschriften des §  Abs  UGB zu beachten. 


